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Taktikspiele und Knochenarbeit
Hansueli Schöchli · Der Nationalrat
muss sich am Donnerstag durch die di-
cke Revisionsvorlage zum Aktienrecht
kämpfen. Die Gesetzesvorlage umfasst
rund 230 Seiten; neun Stunden Debatte
sind vorgesehen. Für politische Auf-
regung sorgen vor allem zwei Elemente
des Pakets: die Idee einer Frauenquote
für die Chefetagen grosser Firmen (die
mehrheitsfähig sein könnte) sowie der
von der Rechtskommission kurzfristig
ins Paket eingebaute Gegenvorschlag
zur Volksinitiative über die Konzernver-
antwortung.

Überlebt die Gesamtvorlage am
Donnerstag den Rückweisungsantrag
aus der SVP, müssen die Nationalräte
entscheiden, ob sie den Gegenvorschlag
zur Konzerninitiative vom Rest abspal-
ten wollen. Eine deutliche Mehrheit für
die Abspaltung ist zu erwarten. Diese
Mehrheit nährt sich aus diversen Moti-
ven. Die einen wollen den Gegenvor-
schlag versenken, andere wollen einen
Gegenvorschlag, aber den Rest des Re-
visionspakets nicht mit diesem Thema
belasten, und wieder andere wollen vor
allem eine vertiefte Analyse über Inhalt
und Folgen des Gegenvorschlags, da die-
ser sehr kurzfristig entstanden war.

Die Nationalräte werden nach einem
Beschluss zur Abspaltung wohl zwischen
zwei Varianten entscheiden können: zwi-
schen dem Versenken und der Ausglie-
derung des Gegenvorschlags in eine
separate Vorlage. Favorit ist der Antrag
für eine separate Vorlage. Doch vor
allem bürgerliche Nationalräte, die den
Gegenvorschlag aufweichen möchten,
könnten in ein Dilemma kommen: Stim-
men sie für die Option der separaten
Vorlage, riskieren sie, dass der Ständerat
kraft seiner Mitte-links-Mehrheit die
Vorlage ohne Änderungen durchwinkt,
womit der Nationalrat keine Korrektu-
ren mehr vornehmen könnte. Dieses
Risiko wäre allerdings sehr gering, wie
die CVP-Ständeräte Stefan Engler
(Graubünden) und Pirmin Bischof
(Solothurn) versichern.Wie so oft könn-

ten die CVP-Vertreter das Zünglein an
der Waage spielen. Engler und Bischof
sprachen sich auf Anfrage für Änderun-
gen aus – zum Beispiel bei den umstrit-
tenen Haftungsregeln der Vorlage. Beide
erklärten, es sei nur schwer vorstellbar,
dass der Ständerat die Vorlage unverän-
dert durchwinke. Auch genauere Analy-
sen mit Anhörungen und einem inter-
nationalen Vergleich seien anzustreben.

Ein solches Szenario würde für die
Parlamentarier eine weitere knifflige
Frage eröffnen. Das Komitee der Volks-
initiative hatte am Montag betont, dass
es bei einer Aufweichung des vorliegen-
den Gegenvorschlags die Initiative nicht
zurückziehen würde; die Urheber des
Gegenvorschlags in der Nationalrats-
kommission hatten aber ihren Vorstoss
an den Rückzug der Initiative geknüpft.
Wie also verhält sich das Parlament,
wenn es annehmen muss, dass die Initia-
tive nicht zurückgezogen wird? CVP-
Nationalrat Karl Vogler, einer der Ur-
heber des Gegenvorschlags, hielt sich am
Mittwoch auf Anfrage noch bedeckt.An-
dere Parlamentarier, die im Prinzip für
einen Gegenvorschlag zu haben wären,
deuteten an, dass sie ohne Rückzug der
Initiative wohl lieber gar keinen Gegen-
vorschlag hätten.

Gebrannte Kinder fürchten das
Feuer. Das Parlament hatte sich nament-
lich mit Gegenvorschlägen zur «Ab-
zocker»-Initiative und zur Ausschaf-
fungsinitiative die Finger verbrannt,
denn in beiden Fällen setzte sich die In-
itiative an der Urne durch. Seither ist in
Bundesbern die These populär, wonach
zumindest in gewissen Konstellationen
ein Gegenvorschlag die Chancen der In-
itiative an der Urne erhöht, weil die Be-
kämpfung der Initiative erschwert sei
und das Volk im Zweifelsfall lieber das
«Original» wolle als eine Kopie mit tech-
nisch erscheinenden Differenzen. Das
Endresultat der parlamentarischen Aus-
marchung in Sachen Konzerninitiative
und Gegenvorschlag ist noch kaum ab-
sehbar. Man hält den Atem an.

Unerfahrene und überforderte Soldaten gehen am 9. November 1932 mit Schusswaffen gegen Demonstranten vor. KEYSTONE

Armee-Schüsse auf Zivilisten
Der Ständerat soll ein Urteil gegen Demonstranten von 1932 korrigieren

1932 erschiesst die Armee bei
Unruhen in Genf 13 Personen.
Ein Jahr später werden sieben
Demonstranten von einem
Gericht verurteilt. Der Kanton
Genf fordert nun deren
Rehabilitierung.

GIAN ANDREA MARTI, BERN

Es war das letzte Mal, dass die Bundes-
behörden die Armee gegen zivile De-
monstranten einsetzten. Damals, am
Abend des 9. November 1932, kam es in
Genf zu schweren Unruhen. Anlass war
eine Versammlung der «Union Natio-
nale», einer faschistischen Partei, gegen
die rund 8000 Anhänger der Links-
parteien und Gewerkschaften demons-
trierten. Die Behörden forderten die
Armee zur Unterstützung der Polizei-
kräfte an. Doch da das Lausanner Batail-
lon aus unerfahrenen Rekruten und
überforderten Befehlshabern bestand,
geriet die Lage schnell ausser Kontrolle.

Beim Palais des Expositions trieben
Demonstranten die Rekruten in die
Enge. Daraufhin schoss die Armee ohne
Vorwarnung in die Menge. 13 Personen
starben, 65 wurden verletzt. Die Schuld
an der Tragödie sah man bei den linken
Demonstranten. Sieben von ihnen wur-
den ein Jahr später wegen Widerstands
gegen die Staatsgewalt verurteilt.

Für die Opfer der Tragödie steht
heute ein Gedenkstein beim Plainpalais
in Genf. Doch nun, 86 Jahre später, gerät
der Fall wieder in den Fokus der Öffent-
lichkeit. Am Donnerstag berät der
Ständerat, ob die sieben verurteilten De-

monstranten rehabilitiert werden sollen.
Das Anliegen geht auf eine Standes-
initiative des Kantons Genf zurück. Des-
sen Parlament sprach sich mit grosser
Mehrheit dafür aus, die damaligen Ur-
teile zu korrigieren. Dies als Anerken-
nung des Kampfes der Verurteilten
gegen den 1932 in Genf aufkommenden
Faschismus oder zumindest als Einge-
ständnis, dass die Demonstranten nicht
die alleinige Verantwortung für die Op-
fer tragen würden. Rückblickend sei klar,
dass die Demonstranten aufgrund des
damaligen geschichtlichen Kontexts ver-
urteilt worden seien und nicht wegen
einer direkten Verantwortung für das Er-
eignis am 9.November 1932.

Tatsache ist, dass 1932 die Angst vor
kommunistischen Umwälzungen gross
war. Hitler hatte in Deutschland noch
nicht die Macht ergriffen, weshalb die
Gefahr des Faschismus unterschätzt
wurde. Stattdessen konzentrierten sich
die konservativen Befürchtungen auf die
russische Revolution von 1917.

Widerstand im Ständerat

Trotz diesen Argumenten dürfte das An-
liegen im Ständerat einen schweren
Stand haben. Mit fünf zu drei Stimmen
bei zwei Enthaltungen beantragt dessen
Rechtskommission, der Initiative keine
Folge zu leisten. Zwar anerkennt die
Kommission die historische Bedeutung
des Ereignisses für den Kanton Genf
und äussert Verständnis für die damali-
gen Beweggründe der Demonstranten.
Nach Einsicht des Urteils von 1933 sei
man aber zum Schluss gekommen, dass
es «nach den Regeln des Rechtsstaats
korrekt zustande gekommen ist».

Zudem befürchtet die Kommission,
mit der Rehabilitierung Tür und Tor für
die Neubeurteilung weiterer Gerichts-
urteile aus der Vergangenheit zu öffnen,
wie Thomas Hefti (Glarus, fdp.) sagt.
«Dann müsste sich die Politik auch wie-
der mit Fragen zum Sonderbundskrieg
befassen.»

Gemäss Hefti, der die Kommissions-
mehrheit vertritt, ist es problematisch,
wenn die Politik in frühere Gerichts-
urteile eingreift, die nach einem gesetz-
lich vorgegebenen Verfahren entschie-
den und beurteilt worden sind. «Mit die-
sem Umgang von Vergangenem habe
ich Mühe, vor allem, wenn es aufgrund
veränderter Zeit- und politischer Kräfte-
verhältnisse geschieht.»

«Schwerstes Trauma»

Einen Präzedenzfall, wie ihn die Kom-
missionsmehrheit befürchtet, will auch
Christian Levrat (Freiburg, sp.) nicht
schaffen. Dennoch wird er sich im
Namen der Kommissionsminderheit für
das Anliegen starkmachen. «In erster
Linie geht es darum, dem Bedürfnis der
Genfer Politik nachzukommen, das wohl
schwerste Trauma in der jüngeren Ge-
schichte des Kantons abzuschliessen.»
Das Urteil sei damals juristisch korrekt
erfolgt, das sei aber auch bei anderen,
später von der Politik neu beurteilten
Fällen so gewesen. Levrat spricht die frü-
heren Rehabilitierungen von während
des Zweiten Weltkriegs zu Unrecht ver-
urteilten Personen oder Freiwilligen im
Spanischen Bürgerkrieg durch das Parla-
ment an. Für ihn ist klar, dass die Verur-
teilung der Genfer Demonstranten poli-
tisch motiviert war.

AUS DER SESSION

ANZEIGE

Pierre Maudets
Stabschef tritt ab
fum. · Im Departement des Genfer
Regierungspräsidenten Pierre Maudet
(fdp.) kommt es zu einem gewichtigen
Wechsel: Stabschef Patrick Baud-La-
vigne wird seinen Posten per Ende
Monat verlassen, wie am Donnerstag-
abend bekanntwurde. Baud-Lavigne be-
gleitete Maudets Familie bei der umstrit-
tenen Reise nach Abu Dhabi im Novem-
ber 2015, in deren Zusammenhang die
Genfer Justiz eine Untersuchung gegen
Unbekannt wegen Verdachts der Vor-
teilsannahme führt. Gegenüber «Le
Temps» betonte Maudet, dass sein Stabs-
chef bereits vor mehreren Monaten sei-
nen Wunsch geäussert habe, das Mandat
zu beenden. Sein Vertrag habe mit der
vergangenen Legislatur, die bis Mitte
Mai dieses Jahres dauerte, geendet.
Nachfolgerin von Baud-Lavigne wird
Nadia Méric, die derzeit als General-
sekretärin der SP Genf fungiert. Sie tritt
ihren neuen Posten am 1. Juli an.

Veveys Stadtrat
suspendiert
fum. · Paukenschlag am oberen Genfer-
see: In ihrer Funktion als Aufsichtsorgan
für die Gemeinden hat die Waadtländer
Kantonsregierung am Mittwoch ent-
schieden, Veveys Stadtrat Lionel Girar-
din zu suspendieren, bis die Resultate
einer Strafuntersuchung bekannt sind.
Der Schritt folgt auf ein entsprechendes
Gesuch von Vevey. Girardin wird vorge-
worfen, Nahestehenden Aufträge zuge-
schanzt zu haben und seinerseits einer
bezahlten Tätigkeit für die Stiftung
Apollo nachgegangen zu sein. Der SP-
Politiker darf ab sofort nicht mehr an
Stadtratssitzungen teilnehmen und im
Namen der Gemeinde Dokumente
unterzeichnen. Die Suspendierung ist bis
Ende Jahr beschränkt, könnte aber allen-
falls verlängert werden. Um das «gute
Funktionieren der Exekutive» zu sichern,
setzt die Regierung der Waadt gemäss
Communiqué Michel Renaud (sp.) als
Beobachter mit Stimmrecht ein.

Jägerfreunde setzen sich
mehrheitlich durch

(sda) · Der Ständerat ist bei der Bera-
tung des Jagdgesetzes in zentralen Punk-
ten dem Bundesrat gefolgt. Die Regeln
für die Jagd auf Wölfe lockerte er jedoch
weiter. Tierschützer drohen bereits mit

dem Referendum. Nach stundenlanger
Debatte in der vergangenen Woche be-
riet die kleine Kammer am Mittwoch die
Vorlage zu Ende. In der Gesamtabstim-
mung hiess der Ständerat die Revision
des Jagdgesetzes mit 28 zu 14 Stimmen
bei 2 Enthaltungen gut. Die Jägerfreunde
– die meisten bürgerlichen Ständeräte
und Vertreter der Bergkantone – setzten
sich mehrheitlich durch. Beispielsweise
beschloss der Ständerat, die Jagd auf
Wölfe auch in den 42 sogenannten Jagd-
banngebieten zuzulassen. Die Vorlage
geht nun an den Nationalrat.

Rechtsvorbeifahren
soll erlaubt werden
(sda) · Das Parlament will das Rechts-
vorbeifahren auf Autobahnen künftig

erlauben. Das soll für flüssigeren Ver-
kehr und mehr Platz auf der Strasse sor-
gen. Nach dem Nationalrat hat auch der
Ständerat einen entsprechenden Vor-
stoss angenommen. Die kleine Kammer
überwies eine Motion des Aargauer
FDP-Nationalrats Thierry Burkart mit
30 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung
an den Bundesrat. Die Mehrheit der
vorberatenden Verkehrskommission
tendierte noch zu einem Nein. Sie
machte Sicherheitsbedenken geltend.
Der Bundesrat arbeitet nun eine Vor-
lage aus, die das Rechtsvorbeifahren auf
Autobahnen und Autostrassen erlauben
soll. Das Verbot des Rechtsüberholens
soll beibehalten werden. Nun gilt es
noch, die Details zu klären, denn der
Unterschied zwischen Rechtsvorbei-
fahren und Rechtsüberholen ist nicht
immer offensichtlich.

Kein erleichterter Umbau
von Ställen und Scheunen
(sda) · Ungenutzte Ställe,Scheunen und
Stadel dürfen nicht einfacher inWohnun-
gen umgebaut werden.Die Idee begrüss-
ten zwar beide Räte. Trotzdem kam bei
der Senkung der Hürden für das Bauen
ausserhalb von Bauzonen keine Einigung
zustande. Der Ständerat hat eine vom
Nationalrat abgeänderte Motion seiner
Raumplanungskommission (Urek) still-
schweigend abgelehnt. Das Geschäft ist
damit vorläufig vom Tisch. Der Vorstoss
verlangte, dass die Kantone Umnutzun-
gen zulassen können, sofern das in ihrem
Richtplan vorgesehen ist.Weil der Natio-
nalrat der Motion in der Frühjahrssession
zwei weitere Anforderungen hinzufügte,
ist die kleine Kammer jedoch auf ihren
früheren Entscheid zurückgekommen.
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